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Stellungnahme der Verwaltung zur Ratsanfrage der PIRATEN-Fraktion vom 20.03.2015 
zur Kindertagespflege 
 
 
 
Frage 1: Welche Modelle sind der Verwaltung bekannt? 
  
Der Stadtverwaltung Aachen sind zwei Modelle für eine Vertretungsregelung in Kindertagespflege bekannt: 

- Stützpunktmodell in Form von Großtagespflegestellen: Zwei Tagespflegepersonen richten in 
angemieteten Räumen eine Großtagespflegestelle ein, in der Ausfälle einer bestimmten Anzahl von 
Tagespflegepersonen im Umkreis aufgefangen werden können. Im Vertretungsfall können dort bis 
zu neun Kinder betreut werden. Ist keine Vertretung erforderlich, besuchen diese Stützpunkt-
Tagespflegepersonen die Tagespflegepersonen vor Ort, um diese, die Kinder und deren Eltern 
kennen zu lernen. Außerdem finden Aktionen in den Räumen der Großtagespflegestelle statt, um 
den Kindern die Umgebung vertraut zu machen. 

- Freihaltepauschale: Bis zu fünf Tagespflegepersonen, die räumlich nah beieinander wohnen, 
belegen nur 4 ihrer 5 Plätze für Kindertagespflege. Fällt eine Tagespflegeperson aus, werden deren 
vier Kinder auf die anderen Tagespflegepersonen verteilt. Für den freigehaltenen 5. Platz erhalten 
die Tagespflegepersonen von der Kommune eine monatliche Pauschale. 

 
 
Frage 2: Wann ist mit einer Vorlage für eine neue Vertretungsregelung zu rechnen? 
 
Derzeit läuft eine Abstimmung mit dem Verein für Familiäre Tagesbetreuung hinsichtlich konkreter 
Umsetzungsmöglichkeiten, Anzahl möglicher Plätze und entstehender Kosten. Auf Grundlage dessen wird in 
eine Vorlage erstellt, anvisiert ist der 23.06.2015. 
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Gebäudemanagement                                             Die Betriebsleitung    

 

 

 

Stellungnahme zur Ratsanfrage SPD vom 30.03.15, Az.: Af 3/15 betr. 

Baumaßnahme „Umbau ehem. Straßenbahn-Depot  Talstraße zum Stadtteilzentrum“  
            

Vorbemerkung: 

1. Die Anfrage bezieht sich auf Vorgänge aus den 70er und 80er Jahren. Gemäß Aktenordnung 
(2010)  der Stadt Aachen gibt es für Verwaltungsvorgänge – je nach Priorität, Wirksamkeit und 
Rechtsbindung – unterschiedliche rechtlich zwingende Aufbewahrungsfristen (z.B. 2, 5, 10, 30 
Jahre oder dauerhaft).  

35 Jahre alte Planungsansätze, die nie weiterverfolgt wurden – noch dazu solche, die bereits 
nach der frühen Phase der Vorplanung eingestellt wurden (wie hier der Fall) – sind aus Platz- und 
Kostengründen nicht dauerhaft aufzubewahren. 

 

2. Mit Bekanntwerden des Bauvorhabens und dem Baubeschluss nahm der ehemalige Architekt 
Herr Karl Schuhmacher Kontakt mit E26 und beharrte vehement darauf, Akteneinsicht in „sein“ 
ehemaliges Bauvorhaben und „seine“ Planungen zu nehmen. Mit intensiver Beharrlichkeit machte 
Herr Schumacher darauf aufmerksam, dass die Weiterarbeit an dem Bauvorhaben zu seinen Las-
ten ginge und er ja weiter beauftragt werden müsse bzw. die Stadt eine Verpflichtung habe, seine 
Planungen angemessen zu berücksichtigen. 
Trotz mehrfachen Kontaktes ist es E26  - auch schriftlich - nicht gelungen, diese persönliche Hal-
tung zu ändern. 

 

Zu 1: Sind die Presseberichte zutreffend? 

Seit Mitte der 1970-er Jahre wurde verstärkt darüber nachgedacht, wie die Halle des ehem. Depots 
weiter genutzt werden kann. Dies führte nach unseren Recherchen dazu, dass der Architekt Karl 
Schuhmacher von der Stadt 1979 beauftragt wurde eine „Vorplanung“ zu erstellen. Diese sah vor, 
verschiedene Nutzungen aus dem Bereich Sport und Freizeit dort unterzubringen. Sicherlich konnte 
Herr Schuhmacher in dieser Zeit Einblick in die Bausubstanz erlangen und sich ein erstes oberflächli-
ches Bild machen. 

Ob in dieser Phase zum damaligen Zeitpunkt bereits eingehende statische Untersuchungen beauf-
tragt wurden oder eine Bausubstanzanalyse vorlag, ist nicht belegt. Ein Ergebnis ist jedenfalls nicht 
(mehr) archiviert, auf das man zum Vergleich des Schadensfortschrittes zurückgreifen könnte. 

Aufgrund der damaligen Kostenhöhe von bereits rund 7,5 Mio. DM (!) wurde 1980 von diesem Nut-
zungsansatz und weiteren Planungen dazu Abstand genommen. Der Architekt wurde nicht weiter 
beauftragt. 

Nach Recherche in den wenigen noch vorhandenen Aktenfragmenten hatte die städtische Finanz-
verwaltung bereits 1979 durch die Investitionskontrolle vorgeschlagen, die Halle abzureißen. Nach 
intensiven politischen Diskussionen wurde entschieden, dass die Halle erhalten bleibt. Der Abbruch 
der Halle wurde nicht mehr weiterverfolgt. 
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Bereits zum damaligen Zeitpunkt stand fest, dass die Bausubstanz nicht die beste war; allerdings 
wurde die Möglichkeit einer erfolgreichen und wirtschaftlichen Sanierung nicht ausgeschlossen (of-
fensichtlich auch von Herrn Schumacher nicht).  

 

Die Presseberichte sind insofern zustimmend, als dass jede Aachenerin und jeder Aachener, der das 
Depot von innen gesehen hat wusste, dass es sanierungsbedürftig und die Bausubstanz stellenweise 
sehr schlecht war.  

Dies war zu keinem Zeitpunkt strittig, und ist auch nicht den beteiligten Fachleuten entgangen.  

 

 

Zu 2: wenn „Ja“: Wurden die Erkenntnisse aus diesen Unterlagen bei der ursprünglichen Kos-
tenberechnung/ Kostenschätzung beachtet? 

a) Wenn „Nein“: Warum nicht? 

 

In den nur fragmentarisch noch vorhandenen Unterlagen gibt es von verschiedenen Beteiligten ober-
flächliche Aussagen über die Bausubstanz der Halle.  

Der schlechte Zustand der Halle ist u.a. auch darauf zurückzuführen, dass erst 1983 mit dem Be-
schluss zur Nutzung als Wagenhalle für die Karnevalsvereine und vor dem Einzug der Karnevalswa-
gen die Außenhülle „wetterfest“ hergerichtet wurde, d.h. die notwendigen Reparaturarbeiten an „Dach 
und Fach“ vorgenommen wurden. 

Auch wenn eine Art „Untersuchungsbericht“ zur Bausubstanz aus dem Jahre 1979 vorgelegen hätte 
(was nicht der Fall ist), wäre dieser Bericht nach 36 Jahren aus baufachlicher Sicht wenig aussagefä-
hig und nicht als Grundlage für weitere Planungen geeignet.  

Keinesfalls hätte sich E26 in seiner Funktion als Bauherrenvertreter nur darauf verlassen! 

Die Schäden waren sicherlich so fortgeschritten, wie diese bei Beginn des Bauvorhabens jedem 
sichtbar waren. 

Die eigentliche Problematik ist allerdings aus baufachlicher Sicht eher das Maß derjenigen Schäden, 
die substantiell, d.h. in der Kernsubstanz der Konstruktion und nicht bereits oberflächlich sichtbar wa-
ren; das darüberhinausgehende Maß der Sanierungsbedürftigkeit musste mit einer neuen, aktuellen 
professionellen Begutachtung und einer statischen Bestandsaufnahme hinterlegt werden.  

Genau dies wurde von Anfang an berücksichtigt und extern beauftragt mit dem Ziel ein daraus abge-
leitetes Sanierungskonzept als Grundlage für das weitere Vorgehen zu erhalten. 

Die Richtigkeit dieser Herangehensweise steht aus baufachlicher Sicht auch weiterhin außer Zweifel; 
allerdings hatten Breite und Tiefe der Untersuchungen offensichtlich nicht das notwendige Maß.  

Dies ist insofern ungewöhnlich, als dass oft während der Untersuchung Erkenntnisse reifen oder 
sichtbar werden, die dazu führen, verstärkt in die Prüfungen einzusteigen. Dies war hier nicht der Fall.   

 

 

Gez.:      Klaus Schavan                              Vera Bortz 
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